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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 
Nr. 75/432/EWG betreffend die Beihiifen für den Schiffbau 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 92 Abs. 3 Buchstabe d und Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie 75/432/EWG betreffend die Beihil- 
fen für den Schiffbau legt eine neue Kategorie von 
Beihilfen fest, die als im Einklang mit dem Gemein- 
samen Markt betrachtet werden können. 

Hinsichtlich der Anwendung von Preisgarantie- 
mechanismen auf die Ausfuhr von Schiffen nach 
Drittländern legt die Richtlinie 75/432/EWG im Sinne 
von Artikel 113 EWGV einheitliche Grundsätze fest. 

Insbesondere Artikel 2 Abs. 2 b und Artikel 2 
Abs. 3. legen die Anwendungsbedingungen für sol- 
che Mechanismen fest. 

Der britische Preismechanismus, der die Umstruk- 
turierung des Schiffbaus im Vereinigten Königreich 
ermöglichen soll, indem zum Erhalt eines ausreichen- 


den Auftragsbestandes beigetragen wird, damit die- 
se Neustrukturierung geordnet und progressiv vor 
sich gehen kann, kann demnach in die Richtlinie 
einbezogen werden, insoweit er den einheitlichen 
Grundsätzen entspricht. Eine Änderung der Bestim- 
mungen der Richtlinie 75/432/EWG in diesem Sinne 
ist daher angezeigt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 Abs. 2 b der Richtlinie 75/432/EWG wird 
um einen vierten Gedankenstrich mit folgendem 
Text erweitert; 

„ — im Vereinigten Königreich, in Form einer Preis- 
garantie, sofern die entsprechenden Bedingun- 
gen dieses Systems nach und nach restriktiver 
gestaltet werden." 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 

1. Mit der Richtlinie 75/432/EWG des Rates betref- 
fend Sdiiffbaubeihilfen wurde in Anwendung von 
Artikel 92 (3, d) zum einen eine mit dem Gemein- 
samen Markt vereinbar zu nennende Kategorie von 
Schiffbaubeihilfen geschaffen; zum anderen harmo- 
nisiert diese Richtlinie in Anwendung von Artikel 
113 EWGV durch ihre Anwendung auf den Schiffbau 
die Ausfuhren nach Drittländern. 

2. Hinsichtlich der Preisgarantiemechanismen ge- 
stattet die Richtlinie 75/432/EWG nur den französi- 
schen Mechanismen, der zum Zeitpunkt der Billigung 
der Richtlinie als einziger Mechanismus Anwendung 
fand. 

3. Inzwischen hat die britische Regierung beschlos- 
sen, einen Preismechanismus bei Schiffsverkäufen 
britischer Werften an inländische Reeder sowie Ree- 
der in Drittländern einzuführen. 

Bei Kreditverkaufgeschäften wird die Jahresrate des 
variablen Preisanteils (ca. 70 v. H. des Preises), die 
zwischen 7 und 17 v. H. liegt, durch die Intervention 
abgedeckt. Bei Barzahlung wird die Spanne auf 
15 V. H. angehoben. Eine Prämie in Höhe von 1 v. H. 
des gedeckten Vertragsanteiles pro Risikojahr muß 
im voraus gezahlt werden. Außerdem hat der Be- 
günstigte die Möglichkeit, die Interventionsschwelle 
zwischen 7 und 15 v. H. zu wählen. 

4. Die britische Regierung hat den ursprünglich für 
den Schiffbau vorgesehenen Mechanismus dahin ge- 
hend geändert, daß dieser Vorschlag zur Änderung 
der Richtlinie Nr. 75/432/EWG betreffend die Bei- 
hilfen für den Schiffbau möglich wurde. 

Während anfänglich Erzeugnisse, die aus anderen 
Mitgliedstaaten eingeführt und in im Vereinigten 


Königreich gebaute Schiffe eingebaut wurden, nicht 
in den Vorzug des Preisgarantiemedianismus ka- 
men, wird heute diese Unterscheidung nicht mehr 
gemacht. 

Mit der Festsetzung der Überprüfung des Mechanis- 
mus auf den 20. Februar 1977 kommt die britische 
Regierung auch der Forderung nach Degressivität 
entgegen. 

Außerdem sieht die Richtlinie 75/432/EWG die Be- 
kanntgabe der Fälle vor, in denen diese Beihilfen 
gewährt wurden (Artikel 2, 3). 

5. Die Gründe, die die britische Regierung veran- 
laßt haben, den Preisgarantiemechanismus einzu- 
führen, lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

— mangelndes Vertrauen der Reeder in die zur 
Verstaatlichung vorgesehenen Werften; 

— starke Konkurrenz bei Preisen und Kreditbedin- 
dungen. 

Die Folge hiervon war ein Auftragsrückgang bei den 
britischen Werften, wodurch die Existenz zahlreicher 
Werften gefährdet wurde. 

6. Um die Umstrukturierung des Schiffbaus im Ver- 
einigten Königreich zu ermöglichen, das mit der 
allgemeinen weltweiten Krise im Schiffbau zu kämp- 
fen hat, die sich aus strukturellen Gründen im Ver- 
einigten Königreich verschärft auswirkt, ist dieser 
Vorschlag zur Änderung der Richtlinie 75/432/EWG 
darauf ausgerichtet, den Preisgarantiemechanismus 
der oben erwähnten Bedingungen (4.) mit dem Ge- 
meinsamen Markt in Einklang zu bringen. Diese Be- 
dingungen entsprechen jenen in der Richtlinie be- 
treffend den Preisgarantiemechanismus in Frankreich 
(Ärtikel 2, 2 b). 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 30. August 1976 - 14 - 680 70 - £ - Fi I53l76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. August 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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